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Extra⸗ Beilage 
zu 
Nr. 27 des Amtsblatts der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 6. Juli 1892. 


Auweiſung 


für die Vorſitzenden der Einkommenſteuer⸗Veranlagungs⸗ 

kommiſſionen zur Ausführung der Geſetze vom 29. Juni 

1886 (G.⸗S. S. 181) und 22. April 1892 (G.⸗S. 

S. 101) betreffend die Heranziehung von Militärperſonen 
zu Abgaben für Gemeindezwecke. 


Nr. 1. Die dem Vorſitzenden der Einkommenſteuer⸗ 
Veranlagungskommiſſion durch die Geſetze vom 29. Juni 
1886 und 22. April 1892 übertragenen Obliegenheiten 
beſtehen in: 

a. der Feſtſtellung des der Abgabe für Gemeinde⸗ 
zwecke unterliegenden Einkommens und der dieſem 
entſprechenden jährlichen Abgabe, 

b. der Benachrichtigung des Abgabepflichtigen und der 
berechtigten Gemeinde von der Feſtſtellung zu a, 

0. der Entſcheidung über etwaige Erlaßanträge, 

d. der Mitwirkung bei etwaigen Beſchwerden an die 
Bezirks⸗Regierung. 

Eine weitere Vetheiligung des Vorſitzenden in Be⸗ 
zug auf die Erhebung der Abgabe, die Veränderungen, 
welche im Laufe des Jahres in Folge von Garniſon⸗ 
oder Wohnungswechſel, Abkommandirung, Verſetzung, 
Ausſcheiden aus dem Dienſt u. ſ. w. eintreten, findet 
nicht ſtatt. Jedoch ſind im Falle der Anzeige von der 
Verlegung des Wohnſitzes des Abgabepflichtigen in den 
Bezirk einer anderen Veranlagungskommiſſion dem Vor⸗ 
figenden der letzteren die auf die Feſtſtellung der Abgabe 
bezüglichen Mittheilungen zu machen. 

Nr. 2. Der Abgabe unterliegen die Offiziere, 
Sanitätsoffiziere und oberen Militärbeamten des Friedens⸗ 
ſtandes, welche innerhalb des preußiſchen Staates in 
Garniſon ſtehen und zur preußiſchen Einkommenſteuer 
veranlagt ſind. ringeren Betrage angeſetzt worden iſt. 

Wird dieſe Veranlagung im Laufe des Jahres in Die Bewilligung eines Erlaſſes an der Staats⸗ 
Folge der Einlegung der Rechtsmittel oder aus anderen ſteuer im Laufe des Jahres iſt indeß ohne Bedeutung 
Gründen aufgehoben, ſo zieht dies auch die Aufhebung für die Gemeindeabgabe. 
bezw. das Erlöſchen der Verpflichtung zur Entrichtung Nr. 6. Von dem bei der Veranlagung der Staats⸗ 
der Gemeindeabgabe nach ſich. Andererſeits wird bei ſteuer für das betreffende Steuerjahr zum Grunde ge⸗ 
nachträglich im Laufe des Jahres erfolgender Heran⸗ legten, aus der Einkommensnachweiſung zu erſehenden 
ziehung zur Staatsſteuer damit auch für denjenigen Jahresbetrage des ſteuerpflichtigen Einkommens 
Zeitraum des laufenden Steuerjahres, für welchen letztere iſt in Abzug zu bringen: 
erfolgt, die hier in Rede ſtehende Bedingung für die a. das geſammte Dienſteinkommen; 

Heranziehung zur Gemeindeabgabe erfüllt. b. das Einkommen aus Grundbeſitz oder Gewerbe⸗ 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich aber nicht auf die betrieb ſowie bei Militärärzten das Einkommen 
Feſtſetzung von Nachſteuern ($$ 67, 80 des Einkommen⸗ aus einer Civilpraxis. 
ſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891) (G.⸗S. S. 175). Hierbei muß jedoch beachtet werden, daß der 
Vielmehr haben im Falle einer ſolchen Feſtſetzung die Jahresbetrag des ſteuerpflichtigen Einkommen 


Gemeinden keinen Anſpruch auf entſprechende Nach⸗ 
forderung an der Abgabe für Gemeindezwecke. 

Nr. 3. Die Abgabe wird nicht erhoben vom Dienſt⸗ 
einkommen, ſondern lediglich von dem Privateinkommen 
und auch von dieſem nur inſoweit, als daſſelbe nicht 
bereits nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
der Kommunalſteuerpflicht unterliegt. 

Nur diejenigen Perſonen ſind alſo zur Abgabe 
heranzuziehen, welche außer dem dienſtlichen und außer 
etwaigen Einkommen aus Grundbeſitz und Gewerbebe⸗ 
trieb ausweislich der Einkommensnachweiſung noch Pri⸗ 
vateinkommen aus Kapitalvermögen, aus gewinnbringen⸗ 
der Beſchäftigung und aus Rechten auf periodiſche 
Hebungen u. ſ. w. (58 12, 15 a. a. O.) beziehen. 

Nr. 4. Für die Ermittelung der Gemeindeabgabe 
iſt es unerheblich, ob bei der Veranlagung der Staats⸗ 
ſteuer wegen des Vorhandenſeins von Familienmitgliedern 
unter 14 Jahren oder wegen beſonderer wirthſchaftlicher 
Verhältniſſe eine geringere als die dem nachgewieſenen 
1 entſprechende Steuerſtufe feſtgeſetzt iſt (88 18, 
19 a. a. 

Nr. 5. Die nach erfolgter Feſtſtellung der Ge⸗ 
meindeabgabe etwa im Wege der Rechtsmittel erzielten 
Aenderungen der Staatsſteuerveranlagung bleiben für 
die Gemeindeabgabe an ſich wirkungslos. Wenn jedoch 
der Abgabepflichtige auch gegen die Feſtſtellung der 
Gemeindeabgabe Beſchwerde eingelegt hat, bleibt der Re⸗ 
gierung überlaſſen, die Entſcheidung über dieſe Beſchwerde 
bis zur Erledigung der Rechtsmittel gegen die Staats⸗ 
ſteuerveranlagung auszuſetzen und letztere demnächſt zu 
berückſichtigen, falls im Rechtsmittelverfahren das Ein⸗ 
kommen aus anderen Quellen als aus Grundbeſitz, Ge⸗ 
werbebetrieb oder dem Dienſtverhältniß zu einem ge⸗ 
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von welchem die Abzüge gemacht werden, nur ſichſvon Weiterungen ſich thunlichſt angelegen fein zu laſſen, 
aus den Nettoerträgen der verſchiedenen Quellen auch nach Bedürfniß die zuſtändigen Behörden um 
zuſammenſetzt, nachdem die abzugsfähigen Aus⸗ die zu dieſem Zwecke nothwendige Auskunft zu erſuchen. 
gaben (Schuldenzinſen, Renten und dauernde Laſten) Wird gleichwohl demnächſt ermittelt, daß die Be⸗ 
von den in der Einkommensnachweiſung aufge- nachrichtigung an eine nicht berechtigte Gemeinde er⸗ 
führten Erträgen, Pächten, Miethen und ſonſtigen laſſen iſt, fo hat der Vorſitzende, da der Abgabepflichtige 

Brutto⸗Einnahmen in Abzug gebracht find. Die nur an eine Gemeinde die Abgabe für dieſelbe Zeit zu 

das Einkommen aus Grundbeſitz und Gewerbe⸗ſentrichten verpflichtet iſt, feine Benachrichtigung zu bes 

betrieb vermindernden Zinſen, Renten u. ſ. w. richtigen, ſodann aber an die berechtigte Gemeinde eine 
müſſen deshalb zuvörderſt von den nachgewieſenen[anderweite Benachrichtigung, bezw. wenn dieſe Gemeinde 

Erträgen dieſer Quellen abgezogen werden, ehe außerhalb feines Geſchäftsbezirks belegen iſt, an den 

dieſe wiederum geeignet find, von dem Betrage Vorſitzenden der Einkommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſion 

des ſteuerpflichtigen Jahreseinkommens abgezogen dieſer Gemeinde die erforderliche Mittheilung gelangen 
zu werden. zu laſſen. 

Außerdem iſt in Abzug zu bringen: Nr. 10. Behufs Feſtſetzung der Abgabe hat nach 

c. bei denjenigen vor dem 1. April 1887 in den Veranlagung der Einkommenſteuer für das Steuerjahr 

Eheſtand getretenen Militärperſonen, welche einer|der Vorſizende der Veranlagungskommiſſion dle der Ge⸗ 

Charge angehören, für welche die Ertheilung des meinde ⸗ Abgabe unterliegenden Einkommenſteuer⸗ 

Heirathskonſenſes an den Nachweis eines beſtimm⸗ pflichtigen in eine Nachweiſung einzutragen, auf 

ten Vermögens geknüpft ift, derjenige Einkommens⸗ Grund der Einkommensnachweiſung die Ermittelung des 

betrag, welcher nach den zur Zeit der Nachſuchungſabgabepflichtigen Einkommens vorzunehmen und die ent⸗ 
des Heirathskonſenſes maßgebend geweſenen Vor⸗ſprechende Steuer einzutragen. 

Schriften für die Charge, welcher fie zur Zeit der Ein Muſter zu dieſer, demnächſt mit dem Felt: 

Veranlagung angehören, vorſchriftsmäßig nachzu⸗ſtellungsvermerk zu verſehenden Nachweiſung iſt unter 

weiſen war. A. beigefügt. Dieſelbe kann nach Bedürfniß gemeinde⸗ 

Die etwa nach Feſtſtellung der Abgabe ein⸗ weiſe geführt, auch fo eingerichtet werden, daß fie für 
tretende Beförderung zu einer höheren Charge bleibt mehrere Jahre zu gebrauchen iſt. Den Vorſitzenden der 

im Laufe des Jahres unberückſichtigt. Veranlagungskommiſſionen bleibt es überlaſſen, bezüglich 

Nr. 7. Die Abgabepflicht beginnt mit dem Erſten derjenigen der Gemeindeabgabe unterliegenden Militär⸗ 
des auf die Ernennung oder auf die Verlegung des perſonen, deren Geſammteinkommen nicht mehr als 
Wohnſitzes nach der preußiſchen Garniſon folgenden 3000 Mk. beträgt, die zur Feſtſtellung der Abgabe er⸗ 
Monats. Sie endet mit dem Ablauf desjenigen Monats, forderlichen Merkmale aus den Einkommenſteuerliſten 
in welchem der Abgabepflichtige ſtirbt, aus dem aktivenſſelbſt zu entnehmen oder die Gemeindevorſtäude mit der 
Dienſt ausſcheidet oder in eine nicht zur preußiſchen Aufſtellung und Einreichung entſprechender Auszüge zu 
Monarchie gehörende Garniſon verſetzt wird. Inwieweit beauftragen. 
ein Kommando einer Verſetzung gleich zu achten, ergiebt Die Feſtſtellung der Abgabe iſt lediglich nach den 
fi) aus den dieſerhalb beſtehenden Beſtimmungen (vergl für die Einkommenſteuer gültigen Steuerſtufen und jähr⸗ 
die Circular⸗Verfügurg vom 16. Februar 1875, Mit- lichen Steuerſätzen bezw. nach den im § 74 des Ein⸗ 
theilungen Heft 2 S. 4 und Artikel 35 Nr. 2 der Aus⸗ kommenſteuergeſetzes für Einkommen von höchſtens 900 Mk. 
führungsanweiſung vom 5. Auguſt 1891). hierüber getroffenen Beſtimmungen zu bewirken mit der 

Nr. 8. Berechtigt zur Erhebung der Abgabe iſt Maßgabe, daß der niedrigſte Steuerſatz von 2,40 Mk. 
regelmäßig die Gemeinde des Garniſonortes; erſtreckt auch dann feſtzuſetzen ift, wenn das abgabepflichtige Ein⸗ 
ſich aber die Garniſon auf mehrere Gemeindebezirke, oder kommen weniger als 420 Mk. beträgt. 
wohnt der Abgabepflichtige in dem Bezirk einer benach⸗ Nr. 11. Hat der Vorſitzende gegen die Einſchätzung 
barten Gemeinde, ſo ſteht die Abgabe derjenigen Ge⸗ eines abgabepflichtigen zur Einkommenſteuer Berufung 
meinde zu, in deren Bezirk der Abgabepflichtige that⸗ eingelegt, jo iſt bis zur Entſcheidung über letztere die 
ſächlich wohnt. Bei der Verlegung des Wohnſitzes aus Feſtſtellung der Gemeindeabgabe deſſelben auszuſetzen. 
einem Gemeindebezirk in den andern, ſowie bei einer Nr. 12. Zu den Benachrichtigungsſchreiben an die 
Verſetzung innerhalb Preußens geht die Berechtigung Abgabepflichtigen (§ 5 Abſ. 1 des Geſetzes vom 29. Juni 
zum Bezuge der Abgabe mit dem Erſten des auf die 1886) iſt ein Muſter unter B. beigefügt. Die 
Verlegung des Wohnſitzes folgenden Monats auf die Behändigungsſcheine find mindeſtens ein Jahr lang ge⸗ 
Gemeinde des neuen Wohnortes über. ordnet aufzubewahren. 

Nr. 9. Nach Vorſtehendem (Nr. 7 und 8) hat Nr. 13. Die für die berechtigten Gemeinden auf⸗ 
der Vorſitzende der Einkommenſteuer⸗Veranlagungskom⸗ zuſtellenden Liſten, in welche die Perſonen der Abgabe⸗ 
miſſion, bevor er die „berechtigte“ Gemeinde von der pflichtigen und der Jahresbetrag der von ihnen zu ent⸗ 
Feſtſtellung der Gemeindeabgabe benachrichtigt, (§ 5 richtenden Abgabe einzutragen, hat der Vorſitzende zu 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 29. Juni 1886), die Berechti⸗ vollziehen. Der Empfang iſt zu beſcheinigen. 
gung derſelben zwar zu prüfen und die Vermeidung Nr. 14. Das vorſtehend geordnete Verfahren 
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(Ar. 10—13) findet auch in Betreff derjenigen Abgabe⸗ Nr. 16. Die Beſchwerde ($ 5 Abſ. 2 des Geſetzes 
pflichtigen, welche erſt im Laufe des Steuerjahres zur vom 29. Juni 1886) an die Bezirks⸗Regierung (in 
Einkommenſteuer herangezogen werden, ſobald die Ver⸗ Berlin an die Direktion für die Verwaltung der direkten 
anlagung derſelben erfolgt iſt, entſprechende Anwendung, Steuern) kann innerhalb der vorgeſchriebenen zweimonat⸗ 
indem zu dieſen Zwecken ein Nachtrag zu der Nach⸗ lichen Friſt bei der Regierung unmittelbar oder bei dem 
weiſung A. angelegt und ebenſo ein Nachtrag zu der Vorſitzenden der Einkommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſion 
Liſte (Nr. 13) der berechtigten Gemeinde zugeſtellt wird. ſ chriftlich eingereicht werden. 

Nr. 15. Die Bewilligung einer Ermäßigung der Letztere hat die etwa erforderlichen thatſächlichen 
veranlagten Abgabe ($ 8 des Geſetzes vom 29. Juni Ermittelungen unverzüglich zu veranlaſſen und das Er⸗ 
1886, Nr. 4 des Geſetzes vom 22. April 1892) kann gebniß mit gutachtlicher Aeußerung zur Entſcheidung 
nur in Frage kommen, wenn der Wegfall einzelner der⸗ vorzulegen. Der Regierung bleibt überlaſſen, ob vor 
jenigen Einnahmequellen dargethan wird, aus welchen der Entſcheidung über eine Beſchwerde der berechtigten 
das abgabepflichtige Einkommen fließt. (Kapitalien, Gemeinde auch der Abgabepflichtige anzuhören iſt und 
Renten u. ſ. w.) umgekehrt. Hinſichtlich der Zuſtändigkeit zur Entſchei⸗ 

Im Uebrigen ſind die Grundſätze, welche bezüglich dung der Beſchwerden im Falle der Verlegung des Wohn⸗ 
der Erlaßbewilligung bei der Einkommenſteuer maß⸗ſitzes des Abgabepflichtigen finden die Beſtimmungen der 


gebend ſind, anzuwenden. Circularverfügung vom 27. Oktober 1874 (IV 10351) 
Das dienstliche Einkommen, ſowie das Einkommen entſprechende Anwendung. 
aus Grundbeſitz und Gewerbebetrieb bleiben außer Berlin, den 9. Juni 1892. 
Betracht. Der Finanz⸗Miniſter. Miquel. 
Nachweiſun A. 
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der für das Steuerjahr 189/ zu der Abgabe für Gemeindezwecke heranzuziehende Militärperſonen. 


Das der Abgabe für Gemeindezwecke unterliegende Einkommen der unler Nr. 1 bis Nr. .. . dieſes 
Verzeichniſſes aufgeführten Militärperſonen iſt auf die in Spalte 11 beigeſchriebenen Beträge feſtgeſtellt und die 
ermittelte Steuerſtufe in Spalte 12 eingetragen. 

„%% ten a ten Ey EISEN 
Der Vorſitzende 
der Einkommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſion. 


i | Hei Die 
Nr. a Hei⸗ 
der Ein⸗ Ein⸗ raths⸗ Nach Ab⸗ Ge⸗ 
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S|(Eine| Steuer: mt3e| auge] Sahe kom⸗ | oder en ten 7 abgabe⸗ auf ſeellten 
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Sf weis no ziere. men⸗ 
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3 — 


den 


189 
Abgabe für Gemeindezwecke. 


Euer. . . geboren benachrichtige ich, daß die für das Steuerjahr 
18% . .. auf Grund der Geſetze vom 29. Juni 1886 (G.⸗S. S. 181) und 22. April 
1892 (G.⸗S. S. 101) von Ihnen zu entrichtende Abgabe ſür Gemeindezwecke auf den 
der .. . ten Stufe der Einkommenſteuer entſprechenden Betrag vonn .. Mark 
feſtgeſtellt und der Gemeinde . . als der zur Erhebung der Abgabe 
berechtigten hiervon Mittheilung gemacht iſt. Die Abgabe iſt in den für die Entrichtung 
der Staatsſteuern vorgeſchriebenen Raten im Voraus abzuführen. Es ſteht Ihnen frei, 
die Abgabe auch für einen längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage im Voraus 
zu bezahlen. 

Gegen die obige Feſtſtellung ſteht Ihnen binnen zwei Monaten vom Empfange 
dieſes Schreibens die Beſchwerde bei der Bezirks⸗Regierung (der Direktion für die Ver⸗ 
wallung der direkten Steuern zu Berlin) frei. 

Die Beſchwerde kann innerhalb der angegebenen Friſt der vorbezeichneten Be⸗ 
hörde oder bei dem unterzeichneten Vorſitzenden ſchriftlich angebracht werden. 

Die Zahlung der veranlagten Abgabe darf wegen einer erhobenen Beſchwerde 


nicht aufgehalten werden. 
Der Vorſitzende 


der Einkommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſion. 
* 


e geboren 


Ausgegeben am 7. Juli 1892. Druck der R. Kanter'ſchen Hofbuchdruckerei. 


